
EMPFEHLUNG DES RATES 

vom 9. Juli 2013 

zum nationalen Reformprogramm Spaniens 2013 mit einer Stellungnahme des Rates zum 
Stabilitätsprogramm Spaniens für die Jahre 2012 bis 2016 

(2013/C 217/20) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 121 Absatz 2 und Artikel 148 
Absatz 4, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 
7. Juli 1997 über den Ausbau der haushaltspolitischen Über­
wachung und der Überwachung und Koordinierung der Wirt­
schaftspolitiken ( 1 ), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 2, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1176/2011 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 16. November 2011 über 
die Vermeidung und Korrektur makroökonomischer Ungleich­
gewichte ( 2 ), insbesondere auf Artikel 6 Absatz 1, 

auf Empfehlung der Europäischen Kommission, 

gestützt auf die Schlussfolgerungen des Europäischen Rates, 

nach Stellungnahme des Beschäftigungsausschusses, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Finanzausschusses, 

nach Stellungnahme des Ausschusses für Sozialschutz, 

nach Stellungnahme des Ausschusses für Wirtschaftspolitik, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Am 26. März 2010 stimmte der Europäische Rat dem 
Vorschlag der Europäischen Kommission für eine Be­
schäftigungs- und Wachstumsstrategie („Europa 2020“) 
zu, eine auf eine verstärkte Koordinierung der Wirt­
schaftspolitiken bezieht, deren Schwerpunk auf den Be­
reichen liegt, in denen Handlungsbedarf besteht, um Eu­
ropas Potenzial für nachhaltiges Wachstum und Wett­
bewerbsfähigkeit zu erhöhen. 

(2) Am 13. Juli 2010 nahm der Rat eine Empfehlung zu den 
Grundzügen der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten 
und der Union (2010 bis 2014) an und am 21. Oktober 

2010 einen Beschluss über Leitlinien für beschäftigungs­
politische Maßnahmen der Mitgliedstaaten ( 3 ), die zusam­
men die „integrierten Leitlinien“ bilden. Die Mitgliedstaa­
ten wurden aufgefordert, die integrierten Leitlinien bei 
ihrer nationalen Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik 
zu berücksichtigen. 

(3) Am 29. Juni 2012 beschlossen die Staats- und Regie­
rungschefs der Mitgliedstaaten einen „Pakt für Wachstum 
und Beschäftigung“, der einen kohärenten Rahmen für 
Maßnahmen auf Ebene der Mitgliedstaaten, der EU und 
des Euro-Währungsgebiets unter Nutzung aller verfüg­
baren Hebel, Instrumente und Politiken bildet. Sie be­
schlossen Maßnahmen auf Ebene der Mitgliedstaaten, wo­
bei insbesondere die feste Entschlossenheit bekundet 
wurde, die Ziele der Strategie Europa 2020 zu verwirk­
lichen und die länderspezifischen Empfehlungen um­
zusetzen. 

(4) Am 10. Juli 2012 nahm der Rat eine Empfehlung ( 4 ) 
zum nationalen Reformprogramm Spaniens für 2012 
an und gab eine Stellungnahme zum aktualisierten Sta­
bilitätsprogramm Spaniens für die Jahre 2012 bis 2015 
ab. 

(5) Am 28. November 2012 nahm die Kommission den 
Jahreswachstumsbericht an und leitete damit das Europäi­
sche Semester 2013, d. h. eine neue Runde der wirt­
schaftspolitischen Koordinierung ein. Ebenfalls am 
28. November 2012 nahm die Kommission auf der 
Grundlage der Verordnung (EU) Nr. 1176/2011 den 
Warnmechanismus-Bericht an, worin Spanien als einer 
der Mitgliedstaaten aufgeführt ist, für die eine eingehende 
Überprüfung durchgeführt werden sollte. 

(6) Das Europäische Parlament wurde gemäß der Verord­
nung (EG) Nr. 1466/97 in das Europäische Semester um­
fassend eingebunden und hat am 7. Februar 2013 eine 
Entschließung zu beschäftigungs- und sozialpolitischen 
Aspekten im Jahreswachstumsbericht 2013 sowie eine 
Entschließung zu dem Beitrag zum Jahreswachstums­
bericht 2013 angenommen. 

(7) Am 14. März 2013 billigte der Europäische Rat die Prio­
ritäten zur Sicherstellung von Finanzstabilität, Haushalts­
konsolidierung und wachstumsfreundlichen Maßnahmen. 
Er betonte die Notwendigkeit, eine differenzierte, wachs­
tumsfreundliche Haushaltskonsolidierung zu verfolgen, 
eine normale Kreditvergabe an die Wirtschaft wiederher­
zustellen, Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit zu för­
dern, die Arbeitslosigkeit zu bekämpfen und die sozialen 
Folgen der Krise zu bewältigen und die Verwaltungen zu 
modernisieren. 

(8) Am 10. April 2013 veröffentlichte die Kommission die 
Ergebnisse der für Spanien durchgeführten eingehenden
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Überprüfung gemäß Artikel 5 der Verordnung (EU) 
Nr. 1176/2011. Die angestellte Analyse führt die Kom­
mission zu dem Schluss, dass in Spanien übermäßige 
makroökonomische Ungleichgewichte bestehen. So stellt 
insbesondere die überaus hohe In- und Auslandsverschul­
dung nach wie vor ein Risiko für Wachstum und Finanz­
stabilität dar, wird der Bankensektor derzeit auch unter 
Einsatz öffentlicher Mitteln rekapitalisiert und umstruktu­
riert und tragen Verkrustungen am Produkt- und Arbeits­
markt zu hoher und weiter steigender Arbeitslosigkeit bei 
und behindern die wirtschaftliche Anpassung. Zwar fin­
den derzeit Anpassungen vollzogen, doch erfordert der 
hohe Korrekturbedarf in den Bereichen Produkt- und 
Dienstleistungsmärkte, Arbeitsmarkt, Finanzsektor und 
öffentliche Finanzen kontinuierliches und entschlossenes 
politisches Handeln. 

(9) Am 30. April 2013 legte Spanien sein nationales Re­
formprogramm 2013 und sein Stabilitätsprogramm für 
die Jahre 2012 bis 2016 vor. Um wechselseitigen Zu­
sammenhängen Rechnung zu tragen, wurden beide Pro­
gramme gleichzeitig bewertet. 

(10) Ausgehend von der Bewertung des Stabilitätsprogramms 
gemäß Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 1466/97 ist der Rat der Auffassung, dass das den 
Haushaltsprojektionen des Programms zugrunde liegende 
makroökonomische Szenario für 2013 weitgehend plau­
sibel und ab 2014 gegenüber der Frühjahrsprognose 
2013 der Kommissionsdienststellen mit einigen Abwärts­
risiken behaftet ist. Zwar wird im Stabilitätsprogramm 
für die Jahre 2014 bis 2016 ein geringeres Wachstum 
projiziert als in der Frühjahrsprognose 2013 der Kom­
missionsdienststellen, doch beruht Letztere auf der An­
nahme einer unveränderten Politik und lässt damit die 
zur Erreichung der im Stabilitätsprogramm gesetzten 
Haushaltsziele notwendige Haushaltskonsolidierung un­
berücksichtigt. Die im Stabilitätsprogramm skizzierte 
Haushaltsstrategie zielt darauf ab, das gesamtstaatliche 
Defizit bis 2016 unter den Referenzwert von 3 % des 
BIP abzusenken. Die Konsolidierung stützt sich haupt­
sächlich auf Ausgabenzurückhaltung (die Ausgabenquote 
soll im Zeitraum 2012 bis 2016 um 3,7 Prozentpunkte 
sinken), daneben aber auch auf einige einnahmenstei­
gernde Maßnahmen. Ausgehend vom (neu berechneten) 
strukturellen Saldo ( 1 ) ist im Stabilitätsprogramm für die 
Jahre 2013 bis 2016 eine jährliche Verringerung des 
strukturellen Defizits um 1,2 %, 0,4 %, 0,9 % und 0,9 % 
des BIP geplant. Laut Stabilitätsprogramm soll nach der 
Korrektur des übermäßigen Defizits am mittelfristigen 
Ziel eines strukturell ausgeglichenen Haushalts festgehal­
ten werden, der dann 2018 erreicht würde. Das mittel­
fristige Ziel geht über die Anforderungen des Stabilitäts- 
und Wachstumspakts hinaus. Das für den Zeitraum 2017 
bis 2018 vorgesehene Tempo der strukturellen Anpas­
sung reicht aus, um die zur Erreichung des mittelfristigen 
Ziels notwendigen Fortschritte zu erzielen. Der öffent­
liche Schuldenstand soll dem Programm zufolge 2016 
seinen Höchststand erreichen und danach zu sinken be­
ginnen. 

Die Pfade für Defizit- und Schuldenstandskorrektur sind 
mit Abwärtsrisiken behaftet. Die Maßnahmen, die zur 
Erreichung der Defizitziele beitragen sollen, werden nicht 
detailliert genug dargelegt, was insbesondere für die re­
gionale Ebene gilt. Für 2016 nennt das Programm kei­
nerlei Maßnahmen, und frühere befristete Maßnahmen 
werden lediglich bis 2014 fortgeführt. Für die im Zusam­
menhang mit der Kommunalverwaltungsreform geplan­
ten Einsparungen bestehen erhebliche Umsetzungsrisiken. 
Auch die Wirtschafts- und Finanzlage sowie die Lage am 
Arbeitsmarkt und die Einnahmenentwicklung sind ange­
sichts hartnäckiger hoher makroökonomischer Ungleich­
gewichte mit Unsicherheiten behaftet. Würde die be­
schlossene Vorruhestandsreform vollständig umgesetzt 
und eine Einigung über den Nachhaltigkeitsfaktor erzielt, 
würde dies die Risiken im Sozialversicherungssystem 
mindern. Ein weiteres Risiko stellen die mit Vermögens­
wertsicherung/-garantien verbundenen Eventualverbind­
lichkeiten dar. Erhebliche Fortschritte wurden bei der Be­
richterstattung über die Haushaltsausführung erzielt, 
wenngleich noch Raum für eine transparentere und früh­
zeitigere Umsetzung des Präventiv- und Korrekturmecha­
nismus des Haushaltsstabilisierungsgesetzes besteht. Es 
fehlt eine systematische und zeitnahe Berichterstattung 
über die staatlichen Zahlungsrückstände, deren große 
Höhe ein Ad-hoc-Rückzahlungsschema erforderlich ge­
macht hat. Die Einsetzung eines unabhängigen Rats für 
Finanzpolitik lässt weiter auf sich warten. Die vorgeschla­
gene Überarbeitung der Indexierungsregeln für alle öf­
fentlichen Einnahmen und Ausgaben würde Haushalts­
einsparungen und eine höhere Reagibilität der Preise 
auf die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen mit sich 
bringen. Im nationalen Reformprogramm wird auch die 
Notwendigkeit anerkannt, die Kostenwirksamkeit der Ge­
sundheits- und Arzneimittelausgaben beispielsweise 
durch eine Überarbeitung der Referenzpreise und Zentra­
lisierung der Ankäufe pharmazeutischer Produkte oder 
durch Ausweitung von Zuzahlungen zu erhöhen. 

(11) Wenngleich sich die relative Steuerlast 2012 in erhebli­
chem Umfang auf Verbrauch- und Umweltsteuern ver­
lagert hat, ist die spanische Steuerquote nach wie vor 
eine der niedrigsten in der Union. Die Effizienz des Steu­
ersystems kann weiter erhöht werden, indem der Anteil 
der wachstumsfreundlicheren indirekten Steuern erhöht 
und Steuerbetrug und Steuerhinterziehung bekämpft wer­
den, was auch mit den Haushaltskonsolidierungsbemü­
hungen in Einklang steht. Spanien hat einige Maßnahmen 
getroffen, um der durch die Unternehmensbesteuerung 
bedingten Tendenz zur Fremdverschuldung entgegen­
zuwirken, doch müssen angesichts der hohen Verschul­
dung des privaten Sektors weitere Anstrengungen unter­
nommen werden. 

(12) Das Anpassungsprogramm für den Finanzsektor verläuft 
plangemäß. So wurden insbesondere die notwendigen 
Rekapitalisierungen vorgenommen, und die Vermögens­
verwaltungsgesellschaft Sareb wurde errichtet. Banken­
umstrukturierungen im Rahmen der Beihilfevorschriften 
werden in den kommenden Jahren aufmerksam verfolgt 
werden müssen. Um den Finanzierungs- und Liquiditäts­
engpässen der Unternehmen entgegenzuwirken, hat Spa­
nien 2012 in großem Umfang gewerbliche Schulden re­
gionaler und lokaler Gebietskörperschaften bei Unterneh­
men beglichen (27,3 Mrd. EUR) und verschiedene Initia­
tiven eingeleitet, um die Finanzierungsmöglichkeiten für 
Unternehmen zu diversifizieren. Dieser Plan soll 2013 
ausgeweitet werden.
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(13) Die Lage am Arbeitsmarkt ist nach wie vor kritisch. Die 
Neuausrichtung der Wirtschaft weg von Binnennachfrage 
und Bauwirtschaft bei verkrusteten Marktstrukturen und 
einem Missverhältnis zwischen Qualifikationsangebot 
und -nachfrage ist einer der Gründe dafür, dass die Ar­
beitslosenquote Anfang 2013 auf 27 % gestiegen ist. Be­
sonders besorgniserregend ist der merkliche Anstieg der 
Jugendarbeitslosigkeit auf 56 % und die steigende Zahl 
der Langzeitarbeitslosen, die Ende 2012 44,4 % der Ar­
beitslosen insgesamt ausmachten. Die vorliegenden Daten 
deuten darauf hin, dass sich infolge der Arbeitsmarkt­
reform 2012 nun allmählich die firmeninterne Flexibilität 
erhöht, dass die Kosten bei Entlassungen etwas sinken 
und sich die Lohnzurückhaltung erhöht. Dem nationalen 
Reformprogramm zufolge soll die Reform im Juli 2013 
bewertet und an ihren erklärten Zielen gemessen werden, 
um diese erforderlichenfalls zu ergänzen. Die Reformen 
bei der aktiven Arbeitsmarktpolitik kommen langsamer 
voran als geplant, und die öffentliche Arbeitsverwaltung 
selbst muss noch modernisiert und verstärkt werden, wie 
auch die jüngst beschlossene Zulassung privater Arbeits­
vermittlungsstellen und die Zusammenarbeit zwischen 
nationaler und regionaler Arbeitsverwaltung (Single Job 
Portal) erst noch voll operationell werden müssen. 

(14) Dass ein großer Teil der Arbeitslosen (35 %) nicht über 
eine Berufsqualifikation verfügt und allgemeine und be­
rufliche Bildung nicht ausreichend arbeitsmarktrelevant 
sind, trägt zur hohen Jugendarbeitslosigkeit und zur 
Langzeitarbeitslosigkeit bei. Die im März 2013 für den 
Zeitraum 2013 bis 2016 vorgelegte nationale Strategie 
für Jugendbeschäftigung und Unternehmertum enthält 
eine Reihe kurz- und längerfristiger Maßnahmen, die 
die Beschäftigungsmöglichkeiten für junge Menschen ver­
bessern sollen. Gleichzeitig wurde die duale Berufsausbil­
dung eingeführt, und entsprechende Pilotprojekte sind 
bereits 2012 angelaufen. Darüber hinaus wird im natio­
nalen Reformprogramm 2013 die Bedeutung einer zügi­
gen Umsetzung der Bildungsreform und einer Verbes­
serung der Qualität von allgemeiner und beruflicher Bil­
dung insgesamt unterstrichen. 

(15) Vor allem die Lage am Arbeitsmarkt, aber auch die einge­
schränkte Wirksamkeit des Sozialsystems bei der Eindäm­
mung von Armut sind verantwortlich dafür, dass Spanien 
bei den Hauptindikatoren zur Messung von Armut und 
sozialer Ausgrenzung unter dem EU-Durchschnitt liegt, 
wobei Kinder am stärksten gefährdet sind. Hier sind bei 
der Ausarbeitung neuer Maßnahmen insgesamt keine 
nennenswerten Verbesserungen zu verzeichnen. Das na­
tionale Reformprogramm enthält keinerlei Informationen 
über Inhalt oder Zeitplanung für die Annahme des na­
tionalen Aktionsplans für soziale Integration 2013 bis 
2016. Die Hauptaufgabe besteht darin, Ziele und Res­
sourcen innerhalb eines angemessenen politischen Rah­
mens zu rationalisieren, die Steuerung und interinstitu­
tionelle Koordinierung auf nationaler, regionaler und 
kommunaler Ebene zu verbessern, die Verfahren für So­
zialhilfesuchende zu vereinfachen und Mobilitätshinder­
nisse zu prüfen. Bei den Maßnahmen zur Bekämpfung 
der Kinderarmut und zur verbesserten Unterstützung von 
Familien sind gewisse Fortschritte zu verzeichnen. 

(16) Unzureichende Rahmenbedingungen für Unternehmen, 
wie eine Segmentierung des Inlandsmarkts oder Eintritts­
schranken in Dienstleistungsbranchen stehen der Schaf­
fung von Arbeitsplätzen im Wege, und die Reformen in 
diesem Bereich kommen langsamer voran als im Reform­
programm vom September 2012 vorgesehen. Der erste 
Entwurf des Gesetzes über die Einheit des Marktes wurde 
im Januar 2013 von der Regierung beschlossen und soll 
Ende 2013 endgültig vom Parlament verabschiedet wer­
den. Im nationalen Reformprogramm 2013 wird erneut 
zugesagt, bis Ende Juni 2013 einen ersten Entwurf des 
Gesetzes über freiberufliche Dienstleistungen vorzulegen 
und das Gesetz über Unternehmertum und Internationa­
lisierung der Unternehmen bis Ende 2013 endgültig zu 
verabschieden. Über diese Reformen hinaus sollten 
Marktein- und -austritt weiter erleichtert werden, und 
zu diesem Zweck sollte insbesondere der für die Zulas­
sung eines Unternehmens notwendige Zeitraum verkürzt 
und der Insolvenzrahmen überarbeitet werden. Darüber 
hinaus sollten regulierungsbedingte und sonstige Hinder­
nisse für das Wachstum von Unternehmen in Angriff 
genommen werden. So wird der Wettbewerb im Einzel­
handel trotz der jüngsten Reformen nach wie vor durch 
Markteintrittsschranken für großflächige Fabrikverkaufs­
stellen beschränkt. Im September 2012 hat die Regierung 
einen Gesetzesentwurf angenommen, demzufolge die na­
tionale Wettbewerbsbehörde mit Aufsichts- und Regulie­
rungsbehörden aus sechs Wirtschaftszweigen zusammen­
gelegt und zu einer einzigen Einrichtung — der Nationa­
len Kommission für Märkte und Wettbewerb (CNMC) — 
verschmolzen werden soll. Ziel dieser Reform ist die ein­
heitliche Anwendung der Wettbewerbsgrundsätze in den 
verschiedenen Wirtschaftszweigen. Die Abschaffung der 
steuerlichen Absetzbarkeit von Hypothekenzinsen und 
Tilgungen im Jahr 2012 war ein wesentlicher Schritt, 
um die Anreize für den Wohnimmobilienerwerb zu min­
dern, doch stecken die Bemühungen zur Schaffung eines 
größeren und effizienteren Mietmarkts, der auch die Ar­
beitskräftemobilität erhöhen würde, noch in den Anfän­
gen. 

(17) Das Tarifdefizit im Elektrizitätssektor, das für den Haus­
halt mit potenziell erheblichen Eventualverpflichtungen 
verbunden ist und nicht unerhebliche makroökonomi­
sche Risiken birgt, wurde noch nicht endgültig beseitigt, 
denn die 2012 und Anfang 2013 vorgelegten Maßnah­
men sind als unzureichend anzusehen. Im nationalen 
Reformprogramm 2013 kündigt die Regierung bis Ende 
Juni 2013 die Vorlage eines Gesetzesentwurfs zur wei­
teren Reformierung des Elektrizitätssektors an. Der Wett­
bewerb im Endkundenstrommarkt lässt sich noch weiter 
verbessern. Transportinfrastruktur ist reichlich vorhan­
den, doch besteht Spielraum, um bei der Investitionsaus­
wahl strengere Kriterien anzulegen und der effizienten 
Wartung bestehender Netze Vorrang einzuräumen. Die 
Einrichtung der geplanten unabhängigen Beobachtungs­
stelle wäre in dieser Hinsicht hilfreich. Im Eisenbahngü­
ter- und Personenschienenverkehr bestehen technische 
und rechtliche Hindernisse, die Wettbewerb verhindern. 

(18) Angesichts der hochgradig dezentralen staatlichen Orga­
nisation muss die Koordinierung zwischen den verschie­
denen öffentlichen Verwaltungen verstärkt werden, um
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sowohl Kosten zu senken als auch den Bürokratieauf­
wand für Unternehmen und private Haushalte zu begren­
zen. Zu diesem Zweck wurden oder werden verschiedene 
Initiativen durchgeführt. So wurde insbesondere im Feb­
ruar 2013 von der Regierung ein Gesetzesentwurf zur 
Reform der Kommunalverwaltungen vorgelegt (der vom 
Parlament bis Ende 2013 verabschiedet werden soll), und 
ein Ausschuss für die Reform der öffentlichen Verwal­
tung wurde eingesetzt. Dieser wird bis Ende Juni 2013 
Vorschläge für eine Reform der öffentlichen Verwaltung 
vorlegen. Die Justizreform läuft bereits, wenngleich bei 
einigen Maßnahmen erhebliche Verzögerungen zu ver­
zeichnen sind und die Effizienz der spanischen Justiz 
nach wie vor gesteigert werden kann. 

(19) Im Rahmen des Europäischen Semesters hat die Kommis­
sion die Wirtschaftspolitik Spaniens umfassend analysiert. 
Sie hat das Stabilitätsprogramm und das nationale Re­
formprogramm bewertet. Dabei hat sie angesichts der 
Notwendigkeit, die wirtschaftspolitische Steuerung der 
Union insgesamt durch auf EU-Ebene entwickelte Vor­
gaben für künftige nationale Entscheidungen zu verstär­
ken, nicht nur deren Relevanz für eine auf Dauer trag­
fähige Haushalts-, Sozial- und Wirtschaftspolitik in Spa­
nien, sondern auch deren Übereinstimmung mit EU-Vor­
schriften und -Leitlinien berücksichtigt. Ihre Empfehlun­
gen im Rahmen des Europäischen Semesters spiegeln sich 
in den nachstehenden Empfehlungen 1 bis 9 wider. 

(20) Vor dem Hintergrund dieser Bewertung hat der Rat das 
Stabilitätsprogramm geprüft; seine Stellungnahme ( 1 ) 
hierzu spiegelt sich insbesondere in der nachstehenden 
Empfehlung 1 wider. 

(21) Vor dem Hintergrund der eingehenden Überprüfung 
durch die Kommission und dieser Bewertung hat der 
Rat das nationale Reformprogramm und das Stabilitäts­
programm geprüft. Die Bewertung führt zu dem Schluss, 
dass die vorgeschlagene Reformagenda umfassend ist und 
in die richtige Richtung geht. Gleichzeitig wird darin 
unterstrichen, dass die noch ausstehenden Reformen 
schnellstmöglich beschlossen und wirksam umgesetzt 
werden müssen, damit sie die erwarteten positiven Wir­
kungen entfalten können. Seine Empfehlungen gemäß 
Artikel 6 der Verordnung (EU) Nr. 1176/2011 spiegeln 
sich in den nachstehenden Empfehlungen 1, 2, 3, 4, 5, 7, 
8 und 9 wider. 

(22) Im Rahmen des Europäischen Semesters hat die Kommis­
sion darüber hinaus die Wirtschaftspolitik des Euro-Wäh­
rungsgebiets als Ganzes analysiert. Ausgehend davon hat 
der Rat spezifische Empfehlungen an die Mitgliedstaaten 
gerichtet, deren Währung der Euro ist ( 2 ). Als Land, des­
sen Währung der Euro ist, sollte Spanien auch bei diesen 
Empfehlungen eine vollständige und zügige Umsetzung 
sicherstellen — 

EMPFIEHLT, dass Spanien im Zeitraum von 2013 bis 2014 

1. die in der VÜD-Empfehlung des Rates verlangte strukturelle 
Konsolidierung durchführt, um die Korrektur des übermäßi­
gen Defizits bis 2016 zu gewährleisten; zu diesem Zweck die 

in den Haushaltsplänen 2013 festgelegten Maßnahmen auf 
allen staatlichen Ebenen umsetzt und die mittelfristige Haus­
haltsstrategie durch ausreichend ausgeführte strukturelle 
Maßnahmen für die Jahre 2014 bis 2016 untermauert. Vo­
raussetzung für eine dauerhafte Korrektur der finanzpoliti­
schen Ungleichgewichte ist die glaubwürdige Umsetzung ehr­
geiziger Strukturreformen, die die Anpassungskapazität erhö­
hen und Potenzialwachstum und Beschäftigung steigern wür­
den; die strukturelle Anpassung nach Korrektur des über­
mäßigen Defizits in angemessenem Tempo fortsetzt, um 
das mittelfristige Ziel bis 2018 zu erreichen; eine strenge 
und transparente Durchsetzung der im Haushaltsstabilisie­
rungsgesetz vorgesehenen Präventiv- und Korrekturmaßnah­
men gewährleistet; bis Ende 2013 einen unabhängigen Rat 
für Finanzpolitik einsetzt, der Analysen durchführt, Rat­
schläge erteilt und die Übereinstimmung der Haushaltspolitik 
mit den nationalen und den EU-Haushaltsvorschriften über­
wacht; die Wirksamkeit und Qualität der öffentlichen Aus­
gaben auf allen staatlichen Ebenen verbessert und bis März 
2014 eine systematische Überprüfung größerer Ausgaben­
posten vornimmt; die Kostenwirksamkeit des Gesundheits­
wesens bei gleichzeitiger Aufrechterhaltung des Zugangs für 
benachteiligte Gruppen erhöht und zu diesem Zweck bei­
spielsweise die Arzneimittelausgaben der Krankenhäuser 
senkt, die Koordinierung zwischen den einzelnen Arten 
von Pflegeleistungen verstärkt und die Anreize für einen 
effizienten Ressourceneinsatz verbessert; Maßnahmen zum 
Abbau der staatlichen Zahlungsrückstände ergreift, ein wei­
teres Auflaufen solcher Rückstände verhindert und regel­
mäßig Angaben zu den ausstehenden Beträgen veröffentlicht; 
zur Verringerung von Preisträgheiten bei den öffentlichen 
Ausgaben und Einnahmen das Gesetz zum Abbau der Inde­
xierung so rechtzeitig verabschiedet, dass es Anfang 2014 in 
Kraft ist, und zusätzliche Schritte zur Beschränkung der An­
wendung von Indexierungsklauseln in Betracht zieht; bis 
Ende 2013 die Frage des Nachhaltigkeitsfaktors abschließend 
regelt, um die langfristige finanzielle Stabilität des Renten­
systems zu gewährleisten, auch durch Anhebung des tatsäch­
lichen Renteneintrittsalters, indem das Renteneintrittsalter 
oder Rentenleistungen an die Lebenserwartung angeglichen 
werden; 

2. das Steuersystem bis März 2014 einer systematischen Über­
prüfung unterzieht; eine weitere Einschränkung der Steuer­
vergünstigungen bei der direkten Besteuerung ins Auge fasst, 
die Möglichkeiten zur weiteren Begrenzung der Anwendung 
ermäßigter Mehrwertsteuersätze prüft und zusätzliche 
Schritte bei den Umweltsteuern, insbesondere den Ver­
brauchssteuern und den Kraftstoffsteuern, einleitet; weitere 
Maßnahmen trifft, um der durch die Unternehmensbesteue­
rung bedingten Tendenz zur Fremdverschuldung entgegen­
zuwirken; den Kampf gegen Schattenwirtschaft und Schwarz­
arbeit intensiviert; 

3. im Finanzsektor das Programm zur Rekapitalisierung der 
Finanzinstitute umsetzt, einschließlich der im November 
2012 beschlossenen Maßnahmen zur Förderung von Ver­
mittlungstätigkeiten von Nichtbanken; 

4. die Bewertung der 2012 durchgeführten Arbeitsmarktreform 
einschließlich all ihrer Ziele und Maßnahmen bis Juli 2013 
zum Abschluss bringt und erforderlichenfalls bis September 
2013 Änderungen vorlegt; bis Juli 2013 den nationalen Be­
schäftigungsplan 2013 verabschiedet und die aktive
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Arbeitsmarktpolitik zügig einer ergebnisorientierten Reform 
unterzieht und zu diesem Zweck u. a. die Zielgruppenorien­
tierung und Wirksamkeit der Leitlinien verstärkt; die öffent­
liche Arbeitsverwaltung verstärkt und modernisiert, um eine 
wirksame und individuelle Unterstützung der Arbeitslosen zu 
gewährleisten, die dem jeweiligen Profil und Weiterbildungs­
bedarf Rechnung trägt; die Wirksamkeit von Umschulungs- 
und Schulungsprogrammen für ältere und gering qualifizierte 
Arbeitnehmer erhöht; das einheitliche Job-Portal voll und 
ganz einsatzfähig macht und die Etablierung der Zusammen­
arbeit zwischen öffentlichen und privaten Vermittlungsstellen 
beschleunigt, damit diese bereits 2013 operativ ist; 

5. die in der Strategie für Jugendbeschäftigung und Unterneh­
mertum 2013-2016 dargelegten Maßnahmen zur Bekämp­
fung der Jugendarbeitslosigkeit beispielsweise durch eine „Ju­
gendgarantie“ umsetzt und ihre Wirksamkeit überwacht; 
seine Bemühungen um größere Arbeitsmarktrelevanz der all­
gemeinen und beruflichen Bildung, um Verringerung der 
Schulabbrecherquoten und um Verbesserung des lebenslan­
gen Lernens fortsetzt und zu diesem Zweck insbesondere die 
duale Berufsausbildung über die derzeitigen Pilotphase hinaus 
verlängert und bis Ende 2013 ein System zur umfassenden 
Überwachung schulischer Leistungen einführt; 

6. die zur Verringerung der Zahl der von Armut und/oder 
sozialer Ausgrenzung bedrohten Menschen erforderlichen 
Maßnahmen beschließt und umsetzt, indem es verstärkt 
auf eine aktive Arbeitsmarktpolitik zurückgreift, um die Be­
schäftigungsfähigkeit arbeitsmarktfernerer Menschen zu ver­
bessern, und indem es die Zielgruppenorientierung sowie die 
Effizienz und Wirksamkeit sozialer Maßnahmen, einschließ­
lich der Dienste zur Unterstützung von Familien, verstärkt; 

7. das Gesetz zur Einheit des Marktes so rasch wie möglich 
verabschiedet und umsetzt und alle für dessen zügige Um­
setzung erforderlichen ergänzenden Maßnahmen vorantreibt; 
die Wirksamkeit, Autonomie und Unabhängigkeit der neu 
geschaffenen Regulierungsbehörde sicherstellt; bis Ende 
2013 das Gesetz über freiberufliche Vereinigungen und 
Dienstleistungen verabschiedet und umsetzt, um ungerecht­
fertigte Barrieren für den Zugang zu freiberuflichen 

Tätigkeiten und ihrer Ausübung zu beseitigen, und das Ge­
setz über Unternehmertum verabschiedet und umsetzt; die 
Förderregelungen für Unternehmen, die eine Internationali­
sierung anstreben, neu ordnet und bündelt; die Zahl der 
Zulassungsverfahren auch für industrielle Tätigkeiten verrin­
gert und die Verfahren verkürzt und „Expresszulassungen“ 
über den Einzelhandel hinaus ausweitet; die Insolvenz-Rah­
menregelungen für juristische und natürliche Personen über­
arbeitet und in diesem Zusammenhang auch die persönliche 
Haftung von Unternehmern beschränkt und fehlgeschlagenen 
Unternehmungen einen zweiten Versuch erleichtert; unge­
rechtfertigte Beschränkungen für die Errichtung großflächiger 
Einzelhandelsgeschäfte beseitigt; bis März 2014 die Wirk­
samkeit des Regulierungsrahmens zur Förderung der Ent­
wicklung des Mietimmobilienmarkts überprüft; 

8. das Tarifdefizit im Elektrizitätssektor beseitigt, indem es bis 
Ende 2013 eine Strukturreform für diesen Sektor beschließt 
und umsetzt; seine Bemühungen um vollständige Zusam­
menschaltung mit den Gas- und Stromnetzen der Nachbar­
länder intensiviert; die aus der unrentablen Verkehrsinfra­
struktur resultierende Eventualverbindlichkeit für die öffent­
lichen Finanzen verringert; eine unabhängige Beobachtungs­
stelle einrichtet, die einen Beitrag zur Bewertung künftiger 
größerer Infrastrukturprojekte leistet; Maßnahmen zur Ge­
währleistung eines wirksamen Wettbewerbs im Eisenbahngü­
ter- und Personenschienenverkehr einleitet; 

9. die Reform der Kommunalverwaltung dem vorgelegten Zeit­
plan entsprechend beschließt und bis Oktober 2013 einen 
Plan zur Erhöhung der Effizienz der öffentlichen Verwaltung 
insgesamt vorlegt; die Reformen zur Steigerung der Effizienz 
der Justiz beschließt und umsetzt. 

Geschehen zu Brüssel am 9. Juli 2013. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
R. ŠADŽIUS
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